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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Wolfram F Richter, Barbara Eufinger

Grundsätzliche Überlegungen zum Thema 
„Studiengebühren“

Der zunehmenden „Hochschulmisere“ versucht der Staat durch immer weitergehende 
reglementierende Eingriffe Herr zu werden. Bietet die striktere Anwendung ökonomischer 

Kriterien einen Ausweg aus der Misere ?

Numerus clausus, überfüllte Hörsäle, leergefegte Kas­
sen im Bildungssektor. Die sogenannte „Hochschul­

misere“ ist so bekannt, daß sich eine zahlenmäßige Un­
termauerung erübrigt. Vor diesem Hintergrund wird die 
Notwendigkeit von Reformen kaum mehr bestritten. Aller­
dings gehen die Vorstellungen über die zu ergreifenden 
Maßnahmen weit auseinander. Die Politik tendiert dazu, 
ihren reglementierenden Einfluß auf die Universitäten zu 
verstärken. So ist in Nordrhein-Westfalen am 23. Juni ge­
gen den Widerstand aller Hochschulen ein Gesetz verab­
schiedetworden, das eine Regelstudienzeit von neun Se­
mestern rigoros erzwingen will. Nordrhein-Westfalen ver­
steht sich bei dieser Reform als Vorreiter in Deutschland.

Von Ökonomen wird die Ausweitung bürokratischer 
Interventionen als kontraproduktiv beklagt. Sie setzen 
auf marktkonforme Steuerungsmechanismen, ohne je­
doch den nötigen Rückhalt in der Öffentlichkeit zu finden. 
Das Thema „Studiengebühren“ ist gesellschaftlich tabui- 
siert. Das hat zuletzt der Wissenschaftsrat erfahren müs­
sen. Erschreckt durch die heftigen Reaktionen von Politik 
und Medien hat er den bloßen Gedanken an die Einfüh­
rung von Studiengebühren gleich wieder fallenlassen. 
Das Problem liegt somit weniger im Fehlen sinnvoller Re­
formkonzepte als vielmehr in ihrer erfolgreichen gesell­
schaftlichen Vermittlung. Ökonomen fällt es offensicht­
lich schwer, die breite Öffentlichkeit von ihrer Forderung 
nach Studiengebühren zu überzeugen.

Dieser Beitrag ist aus dieser Einsicht geboren. Er will 
in knapper, thesenhafter Form darlegen, wie Ökonomen 
die Einführung von Studiengebühren begründen. Die we­
sentlichen Gedanken können somit keine Originalität be-

Prof. Dr. Wolfram F. Richter, 44, lehrt Volkswirt­
schaftslehre, insbesondere Finanzwissenschaft, 
an der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Dortmund; Barbara Eufin­
ger, 27, Dipl.-Volkswirtin, ist wissenschaftliche Mit­
arbeiterin an diesem Lehrstuhl.

anspruchen1. Sie mögen dennoch einen nützlichen Bei­
trag zu einer sachlichen Diskussion um das Pro und Con­
tra marktkonformer Steuerungsmechanismen im Bereich 
der akademischen Ausbildung liefern2.

Wir beginnen mit einer ersten, offensichtlichen These, 
die Ökonomen die Berechtigung eröffnet, sich fachlich 
mit der Hochschulmisere auseinanderzusetzen.

1. These: Die Bereitstellung ausreichender Kapazitä­
ten für akademische Ausbildung bindet beachtliche Res­
sourcen und schafft damit ein volkswirtschaftlich relevan­
tes Knappheitsproblem.

Knappheitsprobleme stehen im Zentrum des wirt­
schaftswissenschaftlichen Erkenntnisinteresses. Alle in­
tellektuellen Anstrengungen werden letztlich durch die 
Frage motiviert, wie sich Knappheitsprobleme entschär­
fen lassen. Dabei geht es weniger um die Lösung kon­
kreter Fälle der Tagespolitik als vielmehr um die Gestal­
tung sozialer Handlungsrahmen und institutioneller 
Strukturen. Mögliche Gestaltungsvorschläge werden in 
das zweidimensionale Zielsystem Effizienz und Vertei­
lungsgerechtigkeit eingeordnet. Bezogen auf die hier be­
handelte Thematik lautet die zentrale Fragestellung, ob 
sich durch reformierte institutionelle Strukturen das 
Knappheitsproblem bei der akademischen Ausbildung3 
entschärfen läßt, und zwar ohne daß die Gerechtigkeit 
auf der Strecke bleibt. In Deutschland trägt der Staat tra­
ditionell die überragende Verantwortung für die Bereit-

1 Eine kompetente Einführung in die Bildungsökonomie liefert Ulrich 
van L i t h :  Der Markt als Ordnungsprinzip des Bildungsbereichs, 
München 1985; d e r s e l b e :  Plädoyer für eine Renaissance der
Hochschulpolitik als Ordnungspolitik, in: WIRTSCHAFTSDIENST; 
63. Jg. (1983), H. 2, S. 80 -  86. Weiter d e r s e l b e :  Ist die Aus­
bildungsförderung reformbedürftig?, in: ebenda, 61. Jg. (1981), H. 8, 
S.402ff.; Ulrich van L i t h ,  Burkhart H e m m e r t :  Alternativen 
zur Ausbildungsförderung, in: ebenda, 62. Jg. (1982), H. 5, S. 229-234. 
Vgl. auch die Lehrbuchdarstellung Joseph E. S t i g l i t z ,  Bruno 
S c h ö n f e l d e r :  Finanzwissenschaft, München 1989, Kap. 15.

2 Dieser Beitrag ist die verkürzte und redaktionell angepaßte Fassung
eines Vortrages, den der erstgenannte Autor an der Universität Dort­
mund im Rahmen des Studium generale gehalten hat.
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Stellung von Ressourcen im Bildungswesen. Eine wirt­
schaftstheoretisch kompetente Analyse möglicher Re- 
formstrategien hat daher insbesondere den Einsatz 
marktmäßiger Steuerungsmechanismen zu prüfen.

Ausbildung als Investitionsgut

2. These: Aus volkswirtschaftlicher Sicht lautet die 
zentrale Frage: Läßt sich durch den verstärkten Einsatz 
marktmäßiger Steuerungsmechanismen die Effizienz 
der akademischen Ausbildung steigern, ohne daß die 
Verteilungsgerechtigkeit Schaden nimmt?

Die akademische Ausbildung soll hier aus volkswirt­
schaftlicher Sicht behandelt werden, dafür muß man sie 
aber als wirtschaftlich relevantes Gut begreifen und cha­
rakterisieren. Dabei kann es nicht darum gehen, der aka­
demischen Ausbildung in ihrer historischen und sozialen 
Komplexität gerecht zu werden und sie erschöpfend dar­
zustellen. Vielmehr wird eine zweckmäßige Charakteri­
sierung gesucht, die sich am volkswirtschaftlichen Er­
kenntnisinteresse orientiert. Auf volkswirtschaftlicher 
Ebene stellt sich zuerst die Frage, ob akademische Aus­
bildung als konsumtive oder investive Tätigkeit begriffen 
werden soll. Die Antwort hat für die Legitimierung staatli­
chen Handelns weitreichende Bedeutung.

Konsum ist gewissermaßen Selbstzweck. Er erschöpft 
sich darin, daß der Verbrauch von Ressourcen Nutzen 
spendet. Investitionen steigern dagegen die Produktivität 
und helfen somit, das Knappheitsproblem zu überwin­
den. Sie erfordern allerdings heute Konsumverzicht zu­
gunsten erweiterter Konsummöglichkeiten in der Zu­
kunft.

Nun haften der akademischen Ausbildung sowohl 
Merkmale eines Konsumgutes als auch eines Investi­
tionsgutes an. Die konsumtive Komponente kommt vor 
allem in dem Adjektiv „akademisch“ zum Ausdruck. Aka­
demisch ist letztlich zweckfrei, was, ohne werten zu wol­
len, in der ökonomischen Begrifflichkeit am ehesten 
durch konsumtiv erfaßt wird. Die investive Komponente 
kommt dagegen eher im Begriff der „Ausbildung“ zum 
Ausdruck. Investiert wird hierbei in Humankapital mit 
dem Zweck der Produktivitätssteigerung menschlicher 
Arbeitskraft. Öffentliche Meinungsäußerungen zur aka­
demischen Ausbildung heben immer wieder auf Deutsch­

3 Etymologisch bedeutet „akademische Ausbildung“ eine „contradictio 
inadjecto“ . Josef P ieper  setzt in seinem Buch „Was heißt akade­
misch?“ (München, 1964 (1952), S. 35) „akademisch“ mit „theoretisch“ 
und „philosophisch“ gleich. Dies scheint mit dem Begriff der /lusbildung 
unvereinbar. Die Vorsilbe „Aus“ betont gerade den zielgerichteten Pra­
xisbezug. Dieser Widerspruch zwischen Theorie und Praxis ist hier 
ganz bewußt gewählt worden. Er soll ein Problemverständnis signalisie­
ren, das einerseits im Widerspruch zur Tradition der deutschen Univer­
sitäten steht und andererseits eine dezidiert wirtschaftstheoretische 
Annäherung ermöglicht.

lands Rolle als führende Industrienation ab. Darin offen­
bart sich ein Verständnis, das den investiven Aspekt ein­
deutig höher gewichtet als den konsumtiven. Wenn die 
akademische Ausbildung ein Konsumgut privilegierter 
Bevölkerungsschichten wäre, ließe sich ihre Finanzie­
rung aus allgemeinen Steuermitteln auch kaum rechtfer­
tigen.

3. These: Die Gesellschaft begreift akademische Aus­
bildung in erster Linie als Investition in Humankapital.

Die Anerkennung dieser These hat weitreichende Be­
deutung. Erstens impliziert sie, daß sich die Bereitstel­
lung von Ressourcen für akademische Ausbildung grund­
sätzlich an den gleichen Überlegungen zu orientieren 
hat, die für Investitionsentscheidungen generell gelten. 
Auch Investitionen in Humankapital müssen einem Ren­
ditekalkül unterzogen werden. Zweitens bedeutet die 
Anerkennung der dritten These, daß die Lage des Stu­
denten eher mit der eines Jungunternehmers vergleich­
bar ist als mit der eines Verbrauchers. Denn der Studier­
willige muß Entscheidungen mit langfristigen Wirkungen 
treffen. Dabei stehen heutigen Kosten unsichere Erträge 
in ferner Zukunft gegenüber. Wie bei dem Schritt in die 
Selbständigkeit rechtfertigen auch bei der Entscheidung 
für ein Studium allenfalls zu erwartende Erträge den Ko­
stenaufwand. Diese Grundeinsicht darf nicht davon ab- 
hängen, wer letztlich das Studium finanziert, der Staat 
oder der einzelne.

Ein Allokationsproblem

4. These: Die akademische Ausbildung sollte so orga­
nisiert und finanziell abgesichert werden, daß derjenige 
ein Studium ergreift, bei dem die erwarteten Erträge die 
Kosten übersteigen oder zumindest decken.

Die Entscheidung für oder gegen ein Studium sollte 
danach nicht von Bedürftigkeitsüberlegungen beeinflußt 
werden. Ein erfolgversprechender Studienwille darf ei­
nerseits nicht an Finanzierungsfragen scheitern. Es ist 
andererseits aber sachlich ebensowenig vertretbar, daß 
die staatliche Studienförderung einseitig auf Bedarfsge­
sichtspunkte wie familiäre oder persönliche Einkom­
mensverhältnisse abstellt.

Das Urteil müßte anders ausfallen, wenn man die aka­
demische Ausbildung der Konsumsphäre zuordnen und 
etwa behaupten würde, daß erst mit ihrer Hilfe ein sozio- 
kulturelles Existenzminimum zu erlangen sei. Dann 
käme die akademische Ausbildung dem Konsum von 
Grundnahrungsmitteln gleich. Der Zugriff auf lebensnot­
wendige Güter darf jedoch nicht von den Einkommens­
verhältnissen abhängen. Alles andere wäre mit elemen­
taren Vorstellungen sozialer Gerechtigkeit und einem hu­
manen Leben unvereinbar.
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5. These: Begreift man akademische Ausbildung als 
Investition, scheiden verteilungspolitische Erwägungen 
als Legitimationsgrundlage für staatliches Handeln aus.

Mit dieser These wird keineswegs der komplette Rück­
zug des Staates aus der akademischen Ausbildung ge­
fordert. Lediglich sollen bei staatlichen Eingriffen effi­
zienztheoretische Erwägungen den Vorrang vor vertei­
lungspolitischen Gesichtspunkten erhalten. Auf eine 
knappe Formel gebracht heißt das: Die akademische 
Ausbildung muß als Allokations- und nicht als Distributi­
onsproblem begriffen werden.

Um staatlichen Handlungsbedarf erkennen und be­
stimmen zu können, geht man in der Allokationstheorie 
folgendermaßen vor: In einer Art gedanklichem Experi­
ment wird geprüft, wie sich akademische Ausbildung in 
einer Welt darstellt, in der die Allokation am Markt be­
stimmt wird und in der der Staat nicht eingreift. Ist das Er­
gebnis im Sinne des Effizienzziels defizitär, wird also ein 
„Versagen“ des Marktmechanismus vermutet, sind ge­
zielte, ursachenbehebende Staatseingriffe in Erwägung 
zu ziehen.

Gründe für staatliche Eingriffe

6. These: Staatliche Eingriffe in die akademische Aus­
bildung haben sich am Effizienzziel zu orientieren. Sie 
lassen sich in dem Maße rechtfertigen, wie sie zur Über­
windung eines vermuteten Marktversagens beitragen.

Die Analyse reduziert sich damit darauf, nach mögli­
chen Gründen für Marktversagen im Bereich der akade­
mischen Ausbildung zu suchen. Um diesen auf die Spur 
zu kommen, empfiehlt es sich, akademische Ausbildung 
als Investition in Humankapital zu begreifen und sie mit 
Investitionen in Sachkapital zu vergleichen. Es sind die 
Gründe zu untersuchen, die einen Investor veranlassen 
könnten, nicht in dem Maße zu investieren, wie es volks­
wirtschaftlich wünschenswert wäre. Drei Gründe seien 
herausgestellt:

1. Der Investor findet keine Bank, die ihm die Kosten 
in Erwartung vager Erträge vorfinanziert.

2. Übermäßige Risikoscheu veranlaßt den Investor, 
ferne vage Erträge mit einem zu hohen Abschlag zu ver­
sehen und entsprechend übertrieben vorsichtig zu inve­
stieren.

3. Der Investor muß befürchten, daß er sich die Er­
träge seines Handelns nicht in vollem Umfang aneignen 
kann. (Man denke etwa an Besteuerung, zeitlich befriste­
ten Patentschutz oder allgemeiner die Schwierigkeit, Ur­
heberrechte bei geistigem Eigentum durchzusetzen.)

Alle drei Gründe für mögliches Marktversagen dürften 
auch bei Investitionen in Humankapital relevant sein. Das 
Finanzierungsproblem stellt ein gravierendes Handikap 
dar. Bei Sachinvestitionen wird man in aller Regel einen 
Kreditnehmer finden, wenn hinreichend Eigenkapital ein­
gebracht wird und wenn Sicherheiten gestellt werden 
können. Humankapital scheidet im Gegensatz dazu als 
Sicherungspfand aus, weil es nicht handelbar und damit 
nicht beleihbar ist. Es ist müßig, darüber zu spekulieren, 
warum Humankapital in unserer Gesellschaft-von Aus­
nahmebereichen wie dem Spitzensport abgesehen -  
nicht handelbar ist. Der Nicht-Ökonom wird ethische 
Gründe ins Feld führen. Wir leben eben nicht in einer 
Sklavenhaltergesellschaft. Der Wirtschaftstheoretiker ar­
gumentiert dagegen mit sogenanntem „moral hazard“, ei­
nem Begriff, der schwierig ins Deutsche zu übertragen 
ist. Er stellt auf die Unmöglichkeit ab, von Menschen ge­
gen ihren Willen Leistungen zu erhalten.

Hat man mögliche Marktversagensursachen identifi­
ziert, muß im nächsten Schritt analysiert werden, welche 
Maßnahmen des Staates diese Ineffizienzen heilen 
könnten. Kann ein Investor ein volkswirtschaftlich wün­
schenswertes Projekt nicht realisieren, weil er keine pri­
vaten Kreditgeber findet, bietet sich als Ausweg die staat­
liche Kreditgewährung an. Der Staat springt in die Lücke 
und stellt die Finanzierung sicher.

Wer mit seiner Entscheidung für ein Studium eine Bil-

Carl-Christoph HedrichDie Privatisierung der Sparkassen
Ein Beitrag zu den institutioneilen Problemen der Deregulierung
Den vielfältigen Tendenzen, staatliche Wirtschaftseingriffe zu verstetigen oder auszuweiten, müssen in einer Marktwirtschaft begrenzen­de, deregulierende Kräfte entgegenwirken. Das gilt namentlich für das Sparkassenwesen, das als ein institutionelles Subsystem mit ande­ren Regulierungssystemen -  z.B. dem Kredit- und Kommunalwesen -  in enger Verbindung steht. Der Verfasser arbeitet heraus, daß die Deregulierungsprobleme gerade in solchen Bereichen sowohl unter ökonomischen (insbesondere: wettbewerbspolitischen) als auch unter rechtlichen Aspekten angegangen werden müssen. Aufgrund einer umfassenden, institutionellen Analyse kommt die Untersuchung zu dem Ergebnis, daß Rechtfertigungsgründe für die weitere Existenz kommunaler Sparkassen in Deutschland nicht mehr gegeben sind und damit eine Privatisierung nicht nur zulässig, sondern aus wirtschaftlichen und rechtlichen Gründen sogar geboten ist. Es werden konkrete Vorschläge für eine echte „materielle“ Privatisierung der Sparkassen gemacht.
1993, 402 S., geb., 7 8 ,-DM, ISBN 3-7890-2927-0 
(Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik, Bd. 129)

Nomos Verlagsgesellschaft • 76520 Baden-Baden
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dungsinvestition vornimmt und vom Staat einen Kredit er­
hält, muß diesen wie jeder andere Investor auch verzin­
sen und tilgen. Eine Vorzugsbehandlung für den Studier­
willigen ist allenfalls in dem Maße gerechtfertigt, wie 
plausibel dargelegt werden kann, daß der Bildungsinve­
stor einem besonderen Risiko unterliegt oder außerge­
wöhnliche Erträge hervorbringt, die sozial willkommen, 
aber privat nicht aneignungsfähig sind. Das Urteil wird 
unter anderem von der Entscheidungssituation abhän- 
gen, die zum Vergleich herangezogen wird. Es trifft si­
cherlich zu, daß Ausbildungsentscheidungen in beson­
derem Maße risikobehaftet sind, weil die Auswirkungen 
von extrem langer Dauer und schwer korrigierbar sind. 
Andererseits gilt dies für Ausbildungs- und Berufsent­
scheidungen generell, und es ist nicht einzusehen, wes­
halb die Entscheidungsnöte angehender Akademiker hö­
her zu bewerten sind als die von Nichtakademikern, ins­
besondere von Jungunternehmern.

Die These externer Effekte

Bleibt noch die These externer Effekte zu prüfen, d.h. 
die These, daß akademische Ausbildung soziale Erträge 
hervorbringt, die privat nicht aneignungsfähig sind und 
damit aus der Sicht des einzelnen „extern“ anfallen. 
Diese These wird unter Bildungsökonomen konträr dis­
kutiert. Denkt man bei Akademikern an Ärzte, Politiker 
und Pfarrer, mag es auf den ersten Blick so scheinen, als 
seien entsprechende Dienstleistungen sozial besonders 
erwünscht und segensreich. Dieser erste Blick geht aber 
am ökonomischen Problem vorbei. Solange sicherge­
stellt werden kann, daß entsprechende Dienste ange­
messen honoriert werden, stellt sich kein Problem exter­
ner Effekte. Man müßte schon darlegen können, daß Aka­
demiker in sehr viel stärkerem Maße als andere Berufe 
sozial tätig sind, ohne daß es entsprechend honoriert 
würde. Zweifel sind hier berechtigt.

Überzeugender lassen sich externe Effekte auf eine 
andere Weise begründen. Die klassische akademische 
Ausbildung zeichnet sich nach dieser Vorstellung da­
durch aus, daß sie breit angelegt ist und berufliche 
Zwecke nur indirekt berücksichtigt. Eine rein marktwirt­
schaftlich organisierte Ausbildung würde dagegen Spe­
zialistentum fördern und die Frage der Verwertbarkeit 
einseitig in den Vordergrund rücken.

Dem wird ein Optimist mit entsprechendem Vertrauen 
in die Marktkräfte folgendes entgegenhalten: Wenn die 
Gesellschaft breit ausgebildete Menschen braucht und 
sie entsprechend honoriert, wird der Markt stets für ein 
sachgerechtes Angebot sorgen. Diesen Glauben an den 
Markt mag nicht jeder teilen. Eine gewisse Subventionie­
rung der akademischen Ausbildung aus öffentlichen Mit­
teln wäre daher vertretbar. Orientierungspunkt könnte die

staatliche Subventionierung sein, die einem jungen Men­
schen gewährt wird, wenn er sich selbständig macht.

Studiengebühren bei staatlicher Kreditierung

Fassen wir diese Einsicht zusammen:

7.These: (i.) Die Kosten der akademischen Ausbil­
dung sind grundsätzlich in Rechnung zu stellen, (ii.) Bei 
privaten Finanzierungsproblemen ist die Möglichkeit ei­
ner staatlichen Kreditierung einzuräumen, (iii.) In dem 
Maße, wie akademische Ausbildung besondere Ertrags­
risiken birgt und besondere, privat nicht aneignungsfä­
hige Erträge verspricht, ist eine staatliche Subventionie­
rung des Studiums vertretbar.

Man kann diese These auch kurz zusammenfassen: 
Teilanlastung der Studienkosten in Gestalt von Studien­
gebühren bei gleichzeitiger verzinslicher Kreditierung.

Die Auswirkung einer entsprechenden Politik wäre ver­
mutlicheine mengenmäßig eingeschränkte, qualitativ dif­
ferenzierte Nachfrage nach akademischer Ausbildung. 
Denn die heutige, undifferenzierte Subventionierung aller 
führt zu einer übermäßigen, verzerrten Nachfrage. Mit 
den marktgerechten Signalen konfrontiert, werden im 
Idealfall diejenigen akademische Ausbildung nachfra- 
gen, bei denen die Erträge die Kosten übersteigen, unab­
hängig von ihrer persönlichen Einkommenssituation. So­
fern die zufließenden Mittel den Universitäten zur Ver­
fügung gestellt werden, ist mit ausgeweiteten Lehrkapa- 
zitäten und mit einem differenzierten nachfrageorientier­
ten Angebot zu rechnen.

Um möglichen Mißverständnissen vorzubeugen, sei 
betont, daß es nicht so sehr darum geht, ob in Deutsch­
land zu wenige oder zu viele Akademiker ausgebildet 
werden. Das könnte niemand seriös beurteilen. Die Frage 
ist nicht, ob die richtige Anzahl von Akademikern die Uni­
versitäten verläßt, sondern, ob die Erträge den volkswirt­
schaftlichen Ressourcenaufwand rechtfertigen. Auch das 
läßt sich mit letzter Sicherheit nicht beantworten. So­
lange aber akademisch ausgebildete Buchhalter eine 
stärkere finanzielle Förderung durch den Staat erfahren 
als angehende Jungunternehmer, scheinen die knappen 
Ressourcen wohl kaum effizient eingesetzt zu werden.

Wer der Analyse bis hierher gefolgt ist, muß die vor­
handenen Reglementierungen bei der Hochschulzulas- 
sung ablehnen. Denn der Numerus clausus verfehlt die 
Problematik. Deshalb ist es um so bemerkenswerter, daß 
der Numerus clausus in der Öffentlichkeit und in der Pra­
xis der Hochschulpolitik auf so wenig Widerstand stößt. 
Er gilt als „gerecht“ , weil er nur die objektiv Besten zum 
Studium zuläßt. Die vorstehenden Überlegungen haben 
die Bedeutung des Gerechtigkeitsgesichtspunktes be-
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reits relativiert. Und unter Effizienzgesichtspunkten muß 
der Numerus clausus verworfen werden. Die Festlegung 
bestimmter Ausbildungskapazitäten nach politischen Er­
wägungen ist sachlich nicht gerechtfertigt. Ein junger 
Mensch sollte die Möglichkeit zu studieren immer dann 
erhalten, wenn die erwarteten Erträge die Kosten über­
steigen. Mit der möglichen Kreditierung der zu zahlenden 
Studienkosten können alle Studierwilligen mit entspre­
chenden Erfolgsaussichten diese Investition in Human­
kapital auch realisieren. Es wird damit also nicht nur den­
jenigen die Möglichkeit für ein Studium eröffnet, die auf­
grund privater Geldgeber (Eltern) die fehlende Beleihbar- 
keit des Humankapitals überwinden können.

Fragen der normativen Legitimierung

Abschließend soll dem Haupteinwand begegnet wer­
den, den Nicht-Ökonomen gegen die vorstehende Ana­
lyse üblicherweise Vorbringen. Der Nicht-Ökonom zieht 
die Anwendbarkeit ökonomischen Denkens auf schein­
bar nicht-ökonomische Probleme in Zweifel. In bezug auf 
die akademischen Fragestellungen lehnt er ökonomi­
sches Denken ganz besonders ab. Für den Nicht-Ökono­
men ist die vorstehende Argumentation reduktionistisch 
und sachlich verfehlt. Eine ausführliche Auseinanderset­
zung mit diesen Einwänden kann hier in der notwendigen 
Kürze zwar nicht geleistet werden, ein Aspekt ist aller­
dings besonders bemerkenswert. Er bezieht sich auf die 
Methodologie der Wirtschaftswissenschaften.

Der Ökonom baut seine Ideen auf der Figur des homo 
oeconomicus auf. Er erkennt damit die souveränen Ent­
scheidungen der Konsumenten an und unterstellt, daß 
sich alle Wirtschaftssubjekte rational verhalten. Nicht- 
Ökonomen halten dem entgegen, daß Menschen nur be­
dingt rationale Entscheidungen treffen und im Ausbil­
dungsbereich am allerwenigsten. Der Einwand läßt sich 
auf die Frage reduzieren, ob und inwieweit ein Modell auf 
den Bildungsbereich angewendet werden kann, das von

rationalen Entscheidungen auf der Grundlage gefestigter 
Präferenzen ausgeht.

Ökonomen akzeptieren die Rationalitätsannahme 
nicht aufgrund ihres empirischen Gehaltes, sondern aus 
methodischen Gründen. Wirtschaftssubjekte werden als 
rational handelnd begriffen, weil staatliche Maßnahmen, 
die vom Gegenteil ausgehen, nur aus elitär-paternalisti- 
scher Warte begründet werden können und im Weltbild 
des Ökonomen Fragen der normativen Legitimierung auf­
werfen. Ähnlich läßt sich die Annahme fertiger Präferen­
zen verteidigen. Es ist selbstverständlich unrealistisch, 
einem Abiturienten zu unterstellen, er überblicke bereits 
die vollen Konsequenzen seiner Ausbildungsentschei­
dungen und habe fertig ausgebildete Präferenzen. Diese 
Annahme widerspricht der Vorstellung eines lebenslan­
gen Lernprozesses. Wiederum wird sietrotz aller positiv­
theoretischen Bedenken getroffen, weil staatliche Maß­
nahmen, die systematisch das Gegenteil unterstellen, 
schwierige Fragen ihrer normativen Legitimierung auf­
werfen.

Ein massives staatliches Eingreifen in die individuelle 
berufliche Lebensplanung erscheint dem Ökonomen als 
äußerst problematisch. Wie kann der Staat wissen, bei 
wem eine Investition in Humankapital wünschenswert 
ist? Vielmehr sollte man dem Jugendlichen eventuell ge­
meinsam mit seinen Erziehungsberechtigten die berufli­
che Entscheidung selbst überlassen. Bei entsprechen­
den Signalen über die Kosten und Erträge eines Stu­
diums können Eltern und Kinder die Rolle des homo 
oeconomicus ausfüllen und die notwendige Rationalität 
und Weitsichtigkeit entwickeln. Sicherlich wird es auch 
dann noch zu Fehleinschätzungen und damit zu Fehlin­
vestitionen kommen. Doch die privaten Informationen 
über die individuelle Leistungsfähigkeit, gekoppelt mit 
entsprechenden Signalen des Marktes, versprechen eine 
bessere Nutzung der Ressourcen als die gegenwärtige 
Reglementierung des Hochschulsektors.
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